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Mandanteninformationen für Unternehmer      März  2026 
 
Liebe Mandantin, lieber Mandant, 
 
auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges 
getan. Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir 
Sie mit Ihren Mandanteninformationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf 
einzelne Punkte anzusprechen, wir beraten Sie gerne! 
 

Mit steuerlichen Grüßen 
 

1. Digitale Steuererklärung wird per App vereinfacht 
 
Die digitale Steuererklärung soll künftig deutlich einfacher werden: Ab Sommer 2026 
können Bürger ihre Einkommensteuererklärung über die App „MeinELSTER+“ mit nur 
einem Klick abgeben. Möglich macht dies die neue Funktion „okELSTER“. 
 
Hintergrund 
Die Finanzverwaltung stellt künftig auf Basis der bereits vorliegenden Daten – etwa zu Lohn, 
Rente oder Sozialversicherungsbeiträgen – einen Vorschlag für die Steuererklärung bereit. 
Nutzer können diesen in der App prüfen, bei Bedarf ergänzen oder korrigieren und 
anschließend digital übermitteln. Sind alle Angaben korrekt, genügt eine Bestätigung mit 
einem Klick. Der gesamte Ablauf erfolgt papierlos und vollständig digital. 
Ziel der neuen Funktion ist es, den Aufwand für Steuerpflichtige deutlich zu reduzieren. Da 
viele Daten bereits automatisch übernommen werden, müssen weniger Angaben selbst 
eingetragen werden. Gleichzeitig können die Finanzämter die Steuererklärungen schneller 
bearbeiten. 
Neue Funktion nutzen 
Zum Start steht die neue Funktion zunächst ledigen Steuerpflichtigen ohne Kinder zur 
Verfügung, die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit und/oder Renteneinkünfte erzielen 
und über ein ELSTER-Konto verfügen. Künftig soll das Angebot schrittweise auf weitere 
Personengruppen ausgeweitet werden. Eine Registrierung für die neue Funktion in der App 
„MeinELSTER+“ ist bereits ab dem 31. März 2026 möglich. 
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Mit der Einführung von „okELSTER“ treiben Bund und Länder die Digitalisierung der 
Steuerverwaltung weiter voran. Ziel ist es, Steuererklärungen künftig einfacher, schneller und 
nutzerfreundlicher zu gestalten. 
 

2. Verfassungsmäßigkeit des neues Bewertungsrechts nach dem 
Grundsteuer-Bundesmodell 

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass das neue Bewertungsrecht für die 
Grundsteuer nach dem Bundesmodell verfassungsgemäß ist. Die Berechnung des 
Grundsteuerwerts, insbesondere für vermietete Wohnungen, entspricht den 
gesetzlichen Vorgaben und überschreitet nicht die verfassungsrechtlichen Grenzen. Die 
Regelungen berücksichtigen typische Gegebenheiten und ermöglichen eine 
sachgerechte Bewertung. 
Hintergrund 
Der Kläger besaß eine vermietete Eigentumswohnung mit 58,17 m² Wohnfläche in einem 
Mehrfamilienhaus, das vor 1949 gebaut wurde. Das Finanzamt setzte zum 1. Januar 2022 den 
Grundsteuerwert auf 97.800 EUR fest.  
Dieser Wert wurde nach dem neuen Bewertungsrecht des Grundsteuer-Bundesmodells 
berechnet. Dabei werden der sog. Reinertrag (also die jährlichen Mieteinnahmen abzüglich 
Kosten) und der Bodenwert (Wert des Grundstücks) berücksichtigt und nach bestimmten 
Vorgaben kapitalisiert bzw. abgezinst. 
Der Eigentümer legte gegen die Festsetzung Einspruch und Klage ein, blieb damit aber 
erfolglos. 
Entscheidung 
Der BFH hat die Klage abgewiesen. Die Bewertung der Wohnung erfolgte richtigerweise nach 
dem sog. Ertragswertverfahren.  
Das bedeutet: 

• Der Grundsteuerwert setzt sich aus dem kapitalisierten Reinertrag und dem 
abgezinsten Bodenwert zusammen. 

• Für die Berechnung der Mieteinnahmen werden pauschale Nettokaltmieten je 
Quadratmeter verwendet. Diese Werte stammen aus dem Mikrozensus des 
Statistischen Bundesamtes und berücksichtigen Unterschiede wie Baujahr, 
Wohnfläche und Gebäudeart. 

• Die Restnutzungsdauer eines Gebäudes – also die Zeit, in der es noch genutzt 
werden kann – beträgt mindestens 30 % der gesamten wirtschaftlichen 
Nutzungsdauer, sofern das Gebäude noch nutzbar ist. Das berücksichtigt, dass ältere 
Gebäude meist modernisiert werden, um weiterhin genutzt werden zu können. 

• Auch die gesetzlich festgelegten Zinssätze für Grundstücke (Liegenschaftszinssätze) 
sind zulässig. 

Der Gesetzgeber durfte diese pauschalen Vorgaben machen, um eine einheitliche und 
praktikable Bewertung zu ermöglichen. Die Regelungen überschreiten nicht die 
verfassungsrechtlichen Grenzen und sind daher zulässig. 
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3. Erhaltungsaufwendungen, Anschaffungs- und Herstellungskosten bei 
Gebäuden 

 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat seine bisherigen 
Verwaltungsanweisungen zur steuerlichen Behandlung von Aufwendungen für die 
Instandsetzung und Modernisierung von Gebäuden umfassend überarbeitet. Das neue 
Schreiben ersetzt die bisherigen BMF-Schreiben aus den Jahren 2003 und 2017 und ist in 
allen offenen Fällen anzuwenden. 
Hintergrund 
Bei Immobilien stellt sich häufig die Frage, wie Renovierungs- oder Modernisierungskosten 
steuerlich zu behandeln sind. Entscheidend ist dabei die Abgrenzung zwischen sofort 
abziehbaren Erhaltungsaufwendungen und Kosten, die nur über viele Jahre verteilt steuerlich 
berücksichtigt werden können. 

Erhaltungsaufwendungen – etwa für laufende Reparaturen oder Renovierungen – können 
grundsätzlich sofort als Werbungskosten oder Betriebsausgaben geltend gemacht werden. 
Dagegen müssen Anschaffungs- oder Herstellungskosten sowie sogenannte 
anschaffungsnahe Herstellungskosten über die Abschreibung (auch Absetzung für Abnutzung 
– kurz: AfA - genannt) verteilt werden. Die Einordnung hat daher erhebliche steuerliche 
Auswirkungen, insbesondere für Vermieter. 
Wesentliche Inhalte des neuen Schreibens 
Das BMF konkretisiert insbesondere, wann Aufwendungen zu Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten führen. Doch auch Begrifflichkeiten, wie anschaffungsnahe 
Herstellungskosten, werden erläutert.  
Das Schreiben bringt zahlreiche Detailregelungen und Beispiele, die für die steuerliche 
Behandlung von Sanierungsmaßnahmen mehr Klarheit schaffen sollen. Für 
Immobilieneigentümer, Vermieter und Investoren ist die korrekte steuerliche Einordnung von 
Bau- und Renovierungskosten weiterhin von großer Bedeutung, da sie unmittelbare 
Auswirkungen auf die steuerliche Belastung haben kann. 
 

4. Stellplatzkosten und geldwerter Vorteil beim Firmenwagen 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass Kosten, die Arbeitnehmer für einen 
Stellplatz oder eine Garage selbst tragen, den geldwerten Vorteil aus der privaten 
Nutzung eines Firmenwagens nicht mindern. Die Überlassung eines Stellplatzes ist ein 
eigenständiger Vorteil und wird steuerlich getrennt vom Firmenwagen behandelt. 

Hintergrund 
Arbeitgeber stellen ihren Mitarbeitern häufig Firmenwagen zur Verfügung, die auch privat 
genutzt werden dürfen. Für diese private Nutzung entsteht ein sog. geldwerter Vorteil, der 
als Teil des Arbeitslohns versteuert werden muss. Die Höhe dieses Vorteils wird i.d.R. mit 
der sog. 1 %-Regelung berechnet. Zusätzlich wird für Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte ein weiterer Betrag angesetzt (0,03 %-Regelung). 
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In vielen Fällen mieten Arbeitnehmer auf eigene Kosten einen Stellplatz oder eine Garage für 
den Firmenwagen. Die Frage war, ob diese selbst getragenen Stellplatzkosten den zu 
versteuernden geldwerten Vorteil aus der Nutzung des Firmenwagens mindern können. 
Im konkreten Fall hatte die Arbeitgeberin die Stellplatzkosten, die ihre Arbeitnehmer an sie 
zahlten, bei der Berechnung des geldwerten Vorteils abgezogen.  
Das Finanzamt war jedoch der Meinung, dass diese Kosten nicht abziehbar sind, da sie 
nicht zu den Gesamtkosten des Fahrzeugs gehören. Einspruch und Klage blieben zunächst 
erfolglos. 
Entscheidung 
Der BFH hat klargestellt, dass die von Arbeitnehmern selbst getragenen Stellplatz- oder 
Garagenkosten den geldwerten Vorteil aus der Überlassung des Firmenwagens nicht 
mindern. 
Die private Nutzung eines Firmenwagens durch den Arbeitnehmer stellt einen geldwerten 
Vorteil dar, der als Arbeitslohn versteuert werden muss. Dieser Vorteil wird entweder 
pauschal (1 %-Regelung) oder nach der Fahrtenbuchmethode berechnet. 
Zahlt der Arbeitnehmer ein Nutzungsentgelt direkt an den Arbeitgeber für die private Nutzung 
des Fahrzeugs, mindert dies den geldwerten Vorteil. 
Kosten, die der Arbeitnehmer für einen Stellplatz oder eine Garage selbst trägt, beziehen 
sich jedoch nicht auf die Nutzung des Fahrzeugs, sondern auf die Nutzung des Stellplatzes. 
Die Überlassung eines Stellplatzes oder einer Garage ist ein eigenständiger Vorteil, der 
neben dem Vorteil für die Fahrzeugnutzung steht. Daher können selbst getragene 
Stellplatzkosten den geldwerten Vorteil aus der Fahrzeugüberlassung nicht mindern. 
 

5. Religionsfreiheit am Arbeitsplatz 
 
Das Tragen eines religiösen Kopftuchs darf einer Tätigkeit als Luftsicherheitsassistentin 
an der Passagier- und Gepäckkontrolle eines Flughafens grundsätzlich nicht 
entgegenstehen. Lehnt ein Arbeitgeber eine Bewerbung wegen eines solchen Kopftuchs 
ab, kann darin eine unzulässige Benachteiligung wegen der Religion liegen, entschied 
das Bundesarbeitsgericht.  
Hintergrund 

Im Streitfall hatte sich eine muslimische Bewerberin auf eine Stelle als 
Luftsicherheitsassistentin am Flughafen Hamburg beworben. Sie trägt aus religiösen 
Gründen in der Öffentlichkeit stets ein Kopftuch. Nachdem sie im Bewerbungsverfahren ein 
Foto mit Kopftuch eingereicht hatte, wurde ihre Bewerbung abgelehnt. 
Die Bewerberin sah darin eine Benachteiligung aufgrund ihrer Religion und verlangte eine 
Entschädigung nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG). Der Arbeitgeber 
begründete die Ablehnung dagegen mit Lücken im Lebenslauf und verwies zudem auf eine 
Konzernbetriebsvereinbarung, die Kopfbedeckungen untersage. Außerdem berief er sich 
auf ein staatliches Neutralitätsgebot für Luftsicherheitsassistentinnen. 
Entscheidung  
Das Bundesarbeitsgericht bestätigte die Entscheidungen der Vorinstanzen und sprach 
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der Klägerin eine Entschädigung in Höhe von 3.500 EUR zu. Nach Auffassung des Gerichts 
lagen ausreichende Indizien für eine Benachteiligung wegen der Religion vor, die der 
Arbeitgeber nicht widerlegen konnte. 
Das Gericht stellte klar, dass das Nichttragen eines Kopftuchs keine wesentliche 
berufliche Anforderung für die Tätigkeit darstellt. Auch mögliche Konflikte an Kontrollstellen 
rechtfertigten kein generelles Verbot, da hierfür keine konkreten Anhaltspunkte vorlagen. 
 

6. Rückforderung der Energiepreispauschale 
 
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass eine zu Unrecht gewährte 
Energiepreispauschale nicht vom Arbeitgeber, sondern vom Arbeitnehmer 
zurückzufordern ist, wenn der Arbeitgeber die Auszahlung nach den gesetzlichen 
Vorgaben vorgenommen hat. 
Hintergrund 
Im Streitfall hatte ein Arbeitgeber im Jahr 2022 die Energiepreispauschale in Höhe von 
jeweils 300 EUR an seine Arbeitnehmer ausgezahlt und diese Beträge – wie gesetzlich 
vorgesehen – mit der Lohnsteuer verrechnet.  
Im Rahmen einer Lohnsteueraußenprüfung vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass ein 
Teil der Arbeitnehmer keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland 
gehabt habe und deshalb keinen Anspruch auf die Energiepreispauschale gehabt hätte. Das 
Finanzamt forderte die Beträge daraufhin vom Arbeitgeber zurück.  
Der Arbeitgeber wehrte sich gegen die Rückforderung – mit Erfolg. 
Entscheidung  
Das Finanzgericht stellte klar, dass der Arbeitgeber zur Auszahlung verpflichtet war, da die 
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt waren: Die betroffenen Arbeitnehmer standen in 
einem aktiven Dienstverhältnis und waren in den entsprechenden Steuerklassen eingereiht. 
Eine weitergehende Prüfung, etwa zur unbeschränkten Steuerpflicht der Arbeitnehmer, sei 
vom Arbeitgeber nicht verlangt. 
Nach Auffassung des Gerichts fungierte der Arbeitgeber lediglich als Zahlstelle für den 
Staat. Wurde die Energiepreispauschale rechtmäßig nach den gesetzlichen Vorgaben 
ausgezahlt, muss eine mögliche Rückabwicklung daher im Verhältnis zwischen Staat und 
Arbeitnehmer erfolgen – nicht gegenüber dem Arbeitgeber. 
Revision anhängig 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Die zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof 
anhängig (Az. VI R 24/25). 
 


